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Amt des Rates und des Oberbürgermeisters
05.12.2011
Stefanie Remmers
492-6042
Beratungsverlauf
öffentliche Vorlage V/0618/2011 
„Baulandentwicklung in Sprakel
Anregung der Bezirksvertretung Münster-Nord vom 02.11.2010  "Zügige Entwicklung für das Baugebiet östlich der Sprakeler Straße / westlich der B 219"“
Beratungsfolge
	
	Gremium
	Datum
	Beschluss

	
	Bezirksvertretung Münster-Nord
	20.09.2011
	einstimmig geändert beschlossen

	
	Ausschuss für Stadtplanung, Stadtentwicklung, Verkehr und Wirtschaft
	13.10.2011
	ohne Beschlussfassung geschoben

	
	Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften
	18.10.2011
	ohne Beschlussfassung geschoben

	
	Kommission zur Förderung der Inklusion von Menschen mit Behinderungen
	15.11.2011
	einstimmig geändert beschlossen

	
	Hauptausschuss
	19.10.2011
	von der Tagesordnung abgesetzt

	
	
	14.12.2011
	


Abweichende Beschlüsse
	Bezirksvertretung Münster-Nord
	20.09.2011


Sodann beschloss die Bezirksvertretung Münster-Nord einstimmig bei 3 Stimmenthaltungen (GAL-Fraktion) die geänderte Vorlage wie folgt:

I. Sachentscheidung:

1.  Die Baulandentwicklung in Sprakel erfolgt vorrangig im Bereich „nördlich Landwehr“ „östlich der Sprakeler Straße/westlich der B 219“. 

2.  Die Anregung der Bezirksvertretung Münster-Nord vom 02.11.2011 ist damit erledigt.
2. Die Anregungen der Bezirksvertretung Münster-Nord vom 02.11.2010 (34/2010) und 15.03.20011 (A 5/2011) werden aufgegriffen und sind damit erledigt.

II. Finanzielle Auswirkungen:

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Entscheidung weder Kosten noch Folgekosten verursacht.

	Ausschuss für Stadtplanung, Stadtentwicklung, Verkehr und Wirtschaft
	13.10.2011

	Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften


	18.10.2011


Die Vorlage wurde ohne Beschlussfassung in den Hauptausschuss geschoben. 
	Kommission zur Förderung der Inklusion von Menschen mit Behinderungen (KIB)
	15.11.2011


Die KIB empfiehlt dem Hauptausschuss, die Vorlage V/0618/2011 „Baulandentwicklung in Sprakel“ mit folgender Änderung zu beschließen:

3. Für die besonderen Zielgruppen, die in Wohngemeinschaften leben müssen, sind adäquate größere Grundstücke zu berücksichtigen.

Stellungnahme zu den abweichenden Beschlüssen:
Die Verwaltung nimmt zu den finanziellen Auswirkungen der Vorlage Nr. V/0618/2011 sowie dem Änderungsantrag der CDU, der in der Sitzung des Ausschuss für Stadtentwicklung, Stadtplanung, Verkehr und Wirtschaft am 13.10.2011 vorgelegen hat, wie folgt Stellung:

Die städtischen Flächen wurden 1987 und 2003 erworben.

Sofern die Vermarktung des städtischen Baugebietes gegenüber den Flächen des Privatinvestors zurückgestellt wird, werden seitens der Verwaltung nach ersten Kostenschätzungen Mehraufwendungen infolge einer verspäteten Vermarktung  von ca. 10 Jahren in Höhe von ca. 1.450.000,- € entstehen.

Die Kosten setzen sich zusammen aus den kalkulatorischen Zinsen für die Grunderwerbskosten, Baukostensteigerungen von insgesamt 10 % und einem Risikozuschlag von 5 % auf die Einnahmeerwartung wegen der verspäteten Vermarktung. Die jeweilige Höhe ist der nachfolgenden Übersicht zu entnehmen:
	
Gesamtsumme
durchschnittlich


in 10 Jahren
pro Jahr

	kalkulatorischen Zinsen
870.000,- €

87.000,- €

	Baukostensteigerungen für 
340.000,- €

34.000,- €

	Erschließung, öffentl. Grün, Ausgleich



	Risikozuschlag 5 % wegen der 
240.000,- €

24.000,- €

	verspäteten Vermarktung 

	Mehraufwand:
1.450.000,- €
145.000,- €

	


Sollten die Flächen nicht vermarktet werden, kann sich die Vermarktung der städtischen Baugrundstücke mangels künftigen Bedarfs deutlich über  2020 hinaus entwickeln, da der Investor dem mittelfristigen Baulandprogramm mit seinen für Sprakel-Ost geplanten ca. 85 Wohneinheiten zuvor kommt und der Stadt genau dieser Käuferkreis verloren geht. Damit wäre eine aufwandsneutrale Vermarktung der städtischen Grundstücke nicht mehr möglich. Außerdem ist aufgrund der Prognosen zum Wohnungsmarkt von einem Bedarfsrückgang ab 2020/2025 auszugehen. Darüber hinaus gerieten die Privateigentümer, deren Flächen bereits überplant sind und die seit den Vertragsabschlüssen 2003 mit der Stadt Münster nicht zu Unrecht auf eine Entwicklung warten, ins Hintertreffen.

In diesem Zusammenhang ist auf die Ratsbeschlüsse zur Optimierung des städtischen Immobilienportfolios - Verwendung freiwerdender städtischer Liegenschaften, V/0954/2001/E1 und dem bodenpolitischen Grundsatzbeschluss des Rates V/0331/2002 vom 10.07.2002 zu verweisen. Der Ratsbeschluss V/0954/2001/E1 sieht vor, das städtische Liegenschaftsvermögen auf den zur Erfüllung der städtischen Ziele benötigten Vermögensbestand (Liegenschaftsportfolio) auszurichten und nicht benötigte Vermögensbestände zu vermarkten. Der Beschluss V/0331/2002 sieht  grundsätzlich eine vorrangige Entwicklung städtischer Flächen gegenüber der von Investoren vor. Danach wird in einer ersten Stufe unter planerischen Gesichtspunkten und in der 2 Stufe unter finanziellen, wirtschaftlichen und fiskalischen Gesichtspunkten sowie unter Berücksichtigung der Haushaltslage der Stadt Münster zu entscheiden sein, welches Baugebiet mit Priorität vorangetrieben wird.

Darüber hinaus sprechen weitere Gründe für die vorrangige Entwicklung der städtischen Grundstücke im Baugebiet nördlich Landwehr:

Es ist beabsichtigt, die städtischen Grundstücke vorbehaltlich der Beschlussfassung des Ausschusses für Finanzen und Beteiligungen zum Kaufpreis von 150,- €/m² zu veräußern. Damit wird den vom Rat der Stadt Münster beschlossenen Vergaberichtlinien Rechnung getragen, die der besonderen Förderung der Eigentumsbildung durch günstige Preise sowie einer bevorzugten Vergabe an münsterische Familien mit durchschnittlichem Einkommen dienen. Mit der Vermarktung soll zeitnah begonnen werden. Damit könnte zugleich die politische Forderung nach Schaffung preiswerten Wohnraums zügig umgesetzt werden.

Die Gesamteinnahmen aus der Veräußerung der städtischen Grundstücke (ca. 32.790 m² Nettobauland) belaufen sich auf ca. 4.900.000,- €. Die Vermarktung und Erschließung kann in mehreren Bauabschnitten in Abhängigkeit des Vermarktungsfortschritts erfolgen.

Die im Haushaltsplan veranschlagten Erschließungskosten stellen lediglich eine durchlaufende Position dar. Es ist beabsichtigt, die Erschließung in 2 Bauabschnitten durchzuführen. Der erste Abschnitt kann nochmals in zwei Abschnitte geteilt werden, wie die nachfolgende Übersicht zeigt. Die Teilung wird in Abhängigkeit der Interessenbekundungen erfolgen. Die Erschließungskosten sind den jeweils zu erzielenden Einnahmen gegenübergestellt.

Erschließung
Einnahmen

ca. 2.500.000,- €
ca. 4.900.000,- €
1. Bauabschnitt:
1. Teil
40 Wohneinheiten
ca. 1.100.000,- €
1.640.000,- €


2. Teil
35 Wohneinheiten
ca. 700.000,- €
1.630.000,- €

2. Bauabschnitt
38 Wohneinheiten
ca. 700.000,- €
1.630.000,- €

Für die städtischen Grundstücke existiert bereits der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 459, „Sprakel – nördlich Landwehr“. Eine Vermarktung der Baugrundstücke ist sofort möglich, die Bebaubarkeit der Grundstücke ist bei Beginn der Erschließungsarbeiten unverzüglich möglich. Investoren kalkulieren erfahrungsgemäß die Kosten für Lärmschutz sowie für Infrastruktur in den Kaufpreis von Grundstücken ein. Der Investor wird seine Grundstücke erst ab 2014 vermarkten können. Deren Verkauf ist abhängig von der Herstellung zweifachen Lärmschutzes, der Erschließung und der Aufstellung von Planungsrecht ist.

Die im Bebauungsplan Nr. 459 (städt. Baugebiet) ausgewiesene Kita und die Jugendeinrichtung sind bereits gebaut. Für das städtische Baugebiet nördlich Landwehr ist kein aktiver Lärmschutz notwendig. 
Die vorgesehene Baureife für das städtische Areal ist nach dem mittelfristigen fortgeschriebenen Baulandprogramm des Amtes für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Verkehrsplanung das Jahr 2012. Für das Baugebiet Sprakel-Ost, Investorengrundstücke, ist im Baulandprogramm Baureife für 2015 vorgesehen.

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass die Stadt Münster zzt. nur noch über ca. 50 Baugrundstücke verfügt.

Weiterhin besteht die Möglichkeit, einen weiteren 3. Bauabschnitt nach Westen anzugliedern. Der Bauabschnitt ist zzt. ohne Bebauungsplan und kann nur mit aktivem Lärmschutz zur Autobahn mit weiteren ca. 40 städtischen Wohneinheiten realisiert werden. Die Höhe der Erschließungskosten ist unbekannt, da diese noch nicht ermittelt wurden.

Die Verwaltung schlägt vor, dem abweichenden Beschluss nicht zu folgen.

Stellungnahme zur Empfehlung der KIB:

Der Bebauungsplan „Sprakel –nördlich Landwehr“ sieht für das gesamte Wohngebiet eine Bebauung mit verschiedenen Formen des Einfamilienhauses –Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser- vor. Geschosswohnbauten sind hier nicht vorgesehen. Wenn für ein Wohngemeinschaftsprojekt die Genehmigungsfähigkeit  -ggfs. im Wege einer Befreiung- geklärt werden kann, ist auch die Bereitstellung der erforderlichen Grundstücksgröße durch die Stadt möglich. 

i. A.

gez.
Remmers
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